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RATSANTRAG 
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2021 

 

Walter-Lübcke-Straße in Münster als Symbol für 

Standhaftigkeit und Demokratie 

Der Rat der Stadt Münster möge beschließen: 

in Gedenken an den ermordeten Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke wird die 

Verwaltung beauftragt, eine Straße oder einen Platz nach dem christdemokratischen Politiker 

zu benennen.  

 

 

Begründung: 

 

Die CDU-Fraktion greift eine Initiative der früheren Bundestagsabgeordneten Winfried 

Nachtwei, Ruprecht Polenz und Christoph Strässer sowie Frau Carola Möllemann-Appelhoff 

auf und beantragt eine Straße nach Walter Lübcke für Münster. 

 

Walter Lübcke wurde am 1. Juli 2019 auf der Terrasse seines Hauses erschossen. Der 

rechtsextreme Haupttäter wurde zu einer lebenslangen Strafe verurteilt. 

Die Tat gilt als erster rechtsextremistischer Mord, der gezielt an einem deutschen Politiker in 

der Bundesrepublik begangen wurde. Dieser Mord hat alle demokratischen Kräfte der 

deutschen Gesellschaft erschüttert. Es war ein politisch motivierter Mord gegen unsere 

freiheitlich-demokratische Ordnung.  

Als Mensch und Politiker war Lübcke ein standhafter Pfeiler der deutschen Demokratie. Das 

Wohl und die Belange seiner Mitmenschen standen für ihn stets im Vordergrund. Dieses 

Grundprinzip war der Leitsatz seines politischen Wirkens. Er setzte sich für Menschen in all 

ihrer Unterschiedlichkeit und stand für die christlich-demokratischen Werte ein. 

Sein Tod ist eine Verpflichtung an uns, alles dafür zu tun, dass jedermann und auch gerade 

politisch Verantwortliche frei ihre Meinung äußern können, ohne Angst haben zu müssen. 

Gerade deshalb muss die Demokratie sich wehrhaft zeigen. Ihre Verteidigung ist eine 

Aufgabe für uns alle als Bürger. Daher sollen öffentliche Plätze stets an diejenigen erinnern, 

die ihr Leben für die demokratischen Werte geopfert haben. Eine Walte- Lübcke-Straße steht 
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für den gesellschaftlichen Zusammenhalt, das demokratische Miteinander und soll für einen 

von gegenseitigem Respekt getragenen politischen Diskurs werben. 

 

gez. Stefan Weber und Fraktion 


